
Land rechnet mit weiteren Empfehlungen 
Bericht zur UNO-Frauenrechtskonvention eingereicht. Beim Frauenanteil in Wirtschaft und Verwaltung gibt es Verbesserungspotenzial. 

Desirée Vogt/ikr 
 
Liechtenstein hat den sechsten 
Länderbericht zur UNO-Frau-
enrechtskonvention einge-
reicht. Darin wird über sämtli-
che Aktivitäten, Fortschritte 
sowie Herausforderungen im 
Bereich der Gleichstellung der 
Geschlechter und Frauenrechte 
in Liechtenstein zwischen 2018 
und 2023 informiert. Die Be-
richtsvorstellung wird voraus-
sichtlich Mitte 2024 vor dem 
zuständigen Ausschuss an den 
Vereinten Nationen in Genf er-
folgen. Die Regierung rechnet 
bereits mit entsprechenden 
Empfehlungen. Dies vor allem 
im Bereich einer ausgewo -
genen Vertretung der Ge-
schlechter in öffentlichen Äm-
tern sowie in Entscheidungs-
funktionen in Wirtschaft und 
Verwaltung. Dieses Ziel sei 
noch nicht erreicht. 

Frauen seltener 
in Führungspositionen 
Der sechste Länderbericht über 
die Umsetzung des UNO-Über-
einkommens zur Beseitigung 
jeder Form von Diskriminie-
rung der Frau (CEDAW) zeigt, 
dass der Anteil der Frauen in 
der Regierung zwar 50 Prozent 
beträgt (inkl. Stellvertretun-
gen), im Landtag und im Ge-
meinderat sind es aber nur 31,4 
bzw. 36,5 Prozent. Derzeit sind 
zudem drei der neun Botschaf-

ter und Botschafterinnen Frau-
en, was einem Anteil von 33 
Prozent entspricht. Im diplo-
matischen Korps sind hingegen 
mehr als 50 Prozent Frauen 
vertreten. Ein geringer Frauen-
anteil von nur 25 Prozent zeigt 
sich hingegen beim richterli-

chen Personal. In den Jahren 
von 2016 bis 2020 ist der Anteil 
an Frauen um 5,8 Prozentpunk-
te gesunken. Von den insge -
samt 28 Personen des richterli-
chen Personals waren im Jahr 
2020 sieben Frauen und 28 
Männer. Der Anteil an Frauen 

in Leitungsfunktionen der Lan-
desverwaltung hat sich zwi-
schen 2005 und 2020 hingegen 
um 11,9 Prozentpunkte erhöht. 
Im Jahr 2020 wurde demnach 
etwa jede fünfte Amts- oder 
Stabsstelle der Landesverwal-
tung von einer Frau geleitet. 

Generell sind im Berufsleben 
Frauen aber nach wie vor deut-
lich seltener in Führungsposi-
tionen anzutreffen als Männer, 
hält die Regierung fest. So wa-
ren im Jahr 2020 75 Prozent der 
Führungskräfte männlich. Bei 
Direktionsposten kamen auf 

eine Frau im Schnitt fünf Män-
ner In Verwaltungsräten liegt 
die Frauenquote bei 32,2 Pro-
zent, wobei die Tendenz stei-
gend sei. Lediglich in Stiftungs-
räten seien Frauen seit 2019 
leicht übervertreten, heisst es 
im Bericht. 

Weitere Inhalte 
des 52-seitigen Berichts 
Weitere Fragen, auf welche im 
Bericht Antworten geliefert 
werden, betreffen unter ande-
rem den Zugang von Frauen zur 
Justiz, die Zivilgesellschaft und 
Frauenorganisationen sowie 
Gewalt gegen Frauen. 

Liechtenstein könne insbe-
sondere darauf verweisen, dass 
alle in Liechtenstein wohnhaf-
ten Personen uneingeschränk-
ten und diskriminierungsfreien 
Zugang zu Dienstleistungen, 
Gesundheitsdienstleistungen 
sowie gleichberechtigten Zu-
gang zur Justiz hätten. Weiters 
würden Organisationen der Zi-
vilgesellschaft, insbesondere 
Frauenorganisationen, in ihrer 
Arbeit zur Gleichstellung der 
Geschlechter staatlich geför-
dert. 

Bei Direktionsposten kamen im Jahr 2020 auf eine Frau im Schnitt fünf Männer. Bild: iStock

Hinweis 

Der Bericht ist auf der Internet-
seite www.aaa.llv.li unter der Ru-
brik «Publikationen und Berichte 
> Berichte > Frauenrechte» ab-
rufbar. 

Radio Liechtenstein: Ja(?), aber wie bleibt schleierhaft 
Der Presseclub (LPC) lud zur Diskussion unter dem Titel «Radio Liechtenstein: Ja, aber wie?». Die Antwort blieb das Podium schuldig. 

«Radio Liechtenstein ist nicht 
wegzudenken und trotzdem 
gibt es immer wieder Diskus-
sionen über den Landessen-
der», so teaserte Radio L ges-
tern in den Sozialmedien den 
Beitrag über die Podiumsdis-
skussion des Liechtensteiner 
Presseclubs (LPC) vom Mitt-
wochabend an. Der Titel des 
Beitrags lautete: «Der öffent-
lich rechtliche Rundfunk LFR 
[sic!] ist ausser Frage gestellt 
[sic!]». Diese Quintessenz sei 
bei der Podiumsdiskussion 
«ganz klar zum Ausdruck» ge-
kommen. 

Verlässliche Informationen 
für die Bevölkerung gefragt 
Zu Gast war unter anderem Jürg 
Bachmann, Präsident des Ver-
bands Schweizer Privatradios. 
In der Schweiz als Kritiker der 
Rundfunkgesellschaft SRG be-
kannt, erklärte Bachmann dem 
Liechtensteiner Publikum, die 
Idee hinter einem öffentlichen 
Rundfunk: Es sei wichtig für ei-
nen Staat, dass dem Bürger eine 
seriöse Informationsquelle zur 
Verfügung steht. «Es braucht ir-
gendwo Informationen, auf die 
man sich verlassen kann. Das 
muss nicht der Staat sein, das 
kann auch über eine Leistungs-
vereinbarung mit einem priva-
ten Medium funktionieren», 
sagte Bachmann.  

Zuvor war die Diskussions-
runde einmal mehr in die De-
batte, ob Radio L als Informati-

onsmedium in Krisensituatio-
nen benötigt wird, abgerutscht. 
Radio-Chef Christian Marold 
liess keine Zweifel daran, dass 
bei Radio L jeder weiss, was zu 
tun ist, wenn es zu einer akuten 
Bedrohung kommt. Rund um 
die Uhr seien zwei Personen im 
Piketdienst. Demnach könnte 
der Landessender jederzeit auf 
Krisensituationen reagieren.  

Offen blieb, inwiefern dafür 
der Betrieb eines Medienunter-
nehmens nötig ist, was sympto-
matisch für die gut einstündige 

Diskussion war: In die Tiefe der 
Problemstellungen, die sich Ra-
dio L stellen, drang das Podium 
nur selten vor. Die unter dem 
Titel «Radio Liechtenstein: ja, 
aber wie?» angekündigte Podi-
umsdiskussion widmete sich 
dem «wie» nur oberflächlich. 

Ein Grund dafür war, dass 
Medienministerin Sabine Mo-
nauni noch nicht im Ansatz um-
reissen konnte, welche Zu-
kunftsstrategie für Radio L sie 
dem Landtag im kommenden 
Jahr vorlegen will. Der andere 

Grund: Die Frage über die Exis-
tenzberechtigung von Radio L 
scheint doch nicht so unstrittig 
geklärt zu sein, wie es Radio L 
selbst in seiner Berichterstat-
tung suggeriert. 

Bargetze: Monauni steht 
vor «Mission Impossible» 
Medienministerin Monauni 
stehe vor einer «Mission Im-
possible», sagte Daniel Barget-
ze, CEO des Vaduzer Medien-
hauses. «Der Landtag will ein 
neues Konzept, das einen mega 

Qualitätsschub bringt, es darf 
aber nicht viel mehr kosten und 
ein digitaler Ausbau ist auch 
nicht erlaubt», fasste Bargetze 
zusammen. Er meint daher, 
dass man nicht umhinkommen 
wird, den gesetzlichen Auftrag 
zu überdenken. 

Weiter unterstrich Bargetze, 
dass sich das Vaduzer Medien-
haus klar von dem Gedenken, 
Radio L zu übernehmen, dis-
tanziert. Sollte der Sendebe-
trieb jedoch eingestellt werden, 
«ist es gut möglich, dass wir 

selbst ein Radio lancieren», so 
Bargetze.  

Das wiederum würde dem 
Wunsch von Thomas Rehak na-
hekommen. Der DpL-Präsident 
will ein Radio in Liechtenstein, 
aber kein staatliches. Der Staat 
soll ein privates Radio zwar fi-
nanziell unterstützen, aber nur 
bis zu einem gewissen Betrag, 
findet Rehak und liebäugelt mit 
einer Initiative. 

Marold: «Nehmen  
die Kritik ernst» 
Einig waren sich alle, dass die 
Musik besser geworden ist. 
Über der redaktionellen Quali-
tät stand ein grosses Fragezei-
chen. Thomas Rehak sieht das 
Problem in der Redaktionslei-
tung. Christian Marold darin, 
dass die guten Leute nicht zu 
Radio L wechseln. Und Sabine 
Monauni stellt nur fest, dass 
Radio L nicht mit der Informa-
tionsleistung des Vaduzer Me-
dienhauses mithalten kann. 
Qualität ist ihrer Meinung nach 
eher Geschmacksache. 

Die medial und im Landtag 
geäusserte Kritik habe man 
aber sehr wohl gehört, sagte 
Christian Marold. «Und wir 
nehmen diese auch ernst.» Er, 
so sagt es Marold, sei nun der 
Kapitän, der das Schiff Radio L 
aus den Turbulenzen heraus in 
ruhiges Fahrwasser steuern 
soll. Aber wie? 
 
David Sele 

LPC-Präsidentin Carmen Dahl, Medienhaus-CEO Daniel Bargetze, Radio-L-Geschäftsführer Christian Marold, Medienministerin Sabine Mo-
nauni, Jürg Bachmann, Präsident des Verbands Schweizer Privatradios, und DpL-Präsident Thomas Rehak. Bild: Tatjana Schnalzger

3

Inland Liechtensteiner Vaterland  I  Freitag, 17. November 2023


